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VORSCHLÄGE
Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres ersucht den federführenden Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:
1.
begrüßt die Schlussfolgerungen des Rechnungshofs, wonach der Jahresabschluss der Beobachtungsstelle die Finanzlage der Agentur zum 31. Dezember 2011 sowie die Ergebnisse ihrer Vorgänge und Cashflows für das an diesem Stichtag endende Haushaltsjahr insgesamt sachgerecht darstellt und die dem Jahresabschluss der Agentur für das dem Haushaltsjahr 2011 zugrunde liegenden Vorgänge in allen wesentlichen Punkten rechtmäßig und ordnungsgemäß sind;

2.
nimmt zur Kenntnis, dass sich die Haushaltsmittel für die Beobachtungsstelle für das Haushaltsjahr 2011 auf 16 274 205 Euro beliefen und der Zuschuss der Union insgesamt 15 400 000 Euro betrug; nimmt zudem zur Kenntnis, dass 2011 die Beobachtungsstelle 99,83 % bzw. 97,18 % der Mittel gebunden hat, die sie im Rahmen von Titel 1 (Personalausgaben), Titel 2 (Verwaltungsaufgaben) und Titel 3 (operative Ausgaben) erhalten hatte; stellt fest, dass bei den ausgezahlten Mitteln die Ausführungsrate der Beobachtungsstelle bei 99,86 % im Rahmen der Titel 1 und 2 und bei 97,58 % im Rahmen von Titel 3 lag;

3
stellt fest, dass der Rechnungshof einige kritische Anmerkungen zu einer Reihe von Themen gemacht hat;

4.
nimmt die Anmerkungen des Rechnungshofs zu den von der Beobachtungsstelle zu tragenden Kosten in Höhe von 275 000 EUR für nicht genutzte Büroflächen zur Kenntnis; nimmt die Antwort der Beobachtungsstelle zur Kenntnis, dass sie ihre Anstrengungen in diesem Bereich fortsetzt und verstärkt; fordert, genaue aktuelle Informationen über die weiteren Entwicklungen im Zusammenhang mit diesem Thema zu erhalten; fordert, dass dieses Problem dringend gelöst wird;

5.
nimmt die weiteren Anmerkungen des Rechnungshofs zur Aufhebung von ausstehenden Verpflichtungen, die nicht auf rechtlichen Verpflichtungen beruhen, zu den fehlenden Vorgaben für die Verwaltung der Kassenmittel, zur fehlenden Strategie für Ausnahmen und zum Bestehen von Verbesserungsbedarf bei den Einstellungsverfahren und in den Akten zu den Auftragsvergabeverfahren zur Kenntnis; begrüßt die Antworten der Beobachtungsstelle, in denen Maßnamen in diesem Bereich angekündigt werden; fordert die Beobachtungsstelle auf, unverzüglich alle angekündigten Maßnahmen zu ergreifen;

6.
nimmt zur Kenntnis, dass 2011 eine Bewertung der Beschaffungs- und Auftragsvergabeverfahren durchgeführt wurde; nimmt die Erklärung der Beobachtungsstelle zur Kenntnis, dass sie auf der Grundlage der Ergebnisse der Bewertung Maßnahmen ausgearbeitet hat, und zwar insbesondere für (i) die Rationalisierung der Ausschreibungsverfahren und der Verringerung der Anzahl der Verhandlungsverfahren, (ii) die Umsetzung der spezifischen Maßnahmen zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen Ausführung der Aufträge und (iii) die frühere Durchführung der Ausschreibungsverfahren als im Jahr 2010;

7.
stellt fest, dass der Dienst für interne Prüfungen im Jahr 2011 im Zusammenhang mit dem „Jährlichen Tätigkeitsbericht und den Bausteinen für die Feststellung der Zuverlässigkeit“ eine Prüfung durchgeführt und empfohlen hat, (i) in die jährlichen Tätigkeitsberichte künftig eine Analyse des Verwaltungsrats und eine Bewertung des Jahresberichts des Anweisungsbefugten aufzunehmen, (ii) die Genauigkeit der vom Anweisungsbefugten unterzeichneten künftigen Erklärungen zu verbessern und (iii) in die jährlichen Tätigkeitsberichte künftig eine Bewertung der Wirksamkeit der internen Kontrollsysteme der Beobachtungsstelle aufzunehmen; fordert die Beobachtungsstelle auf, die Entlastungsbehörde darüber zu unterrichten, welche Maßnahmen ergriffen wurden, um die Empfehlungen des Dienstes für interne Prüfungen von 2011 umzusetzen, und welche Maßnahmen aus früheren Prüfungen des Dienstes für interne Prüfungen noch ausstehen;

8.
fordert den Rechnungshof allgemein auf, den Schwerpunkt weiterhin auf die Prüfung der wirtschaftlichen Haushaltsführung der Beobachtungsstelle zu setzen, insbesondere der Wirtschaftlichkeit, Effizienz und Effektivität, mit der die Beobachtungsstelle ihre Mittel bei der Umsetzung ihrer Verantwortlichkeiten eingesetzt hat;

9.
weist darauf hin, dass die dritte externe Bewertung der Beobachtungsstelle 2011 von der Kommission gemäß Artikel 23 der Verordnung (EG) Nr. 1920/2006 auf den Weg gebracht und 2012 abgeschlossen wurde; fordert die Beobachtungsstelle auf, die Entlastungsbehörde über die Maßnahmen zu informieren, die auf der Grundlage der im Rahmen der genannten externen Bewertung abgegebenen Empfehlungen ergriffen wurden;
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